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AKTUELL 

Die Schweizer Bischöfe 
sind überlastet 

Bern (AP) Die Schweizer Bischö­
fe haben die Neueinteilung der Bis­
tümer wieder auf den Tisch gebracht. 
Angesichts der  Arbeitsüberlastung 
der Bischöfe forderte der  Präsident 
der  Schweizer Bischofskonferenz 
(SBK), Pierre Mamie, am Freitag in 
Bern eine Restrukturierung. Bischof 
Mamie zog an einer Pressekonferenz 
Bilanz seiner dreijährigen Amtszeit 
als SBK-Präsident. E r  forderte eine 
Restrukturierung der Bistumseintei­
lung. Die Situation für die einzelnen 
Bischöfe sei schwierig, sie seien über­
lastet und hätten teilweise eine ange­
schlagene Gesundheit. «Es ist nicht 
normal, dass es die Bundesverfas­
sung nicht zulässt, die Bistümer neu 
einzuteileq», sagte der  Präsident. 

Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie vorrangig 

Bern (AP) Die Schweizer Bundes­
rätin Ruth Dreifuss und die Nationa­
le Kommission haben am Freitag 
zum Abschluss des Jahres der  Fami­
lie Bilanz gezogen. Die wichtigste 
Aufgabe der Familienpolitik sei nun, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie voranzutreiben, sagte Dreifuss. 
Die Kommission verlangt in einer 
Resolution unter anderem die Ver­
wirklichung von Mutterschaftsversi­
cherung und Elternurlaub. 

Neue Moderatorin beim 
Magazin «10 vor 10» 

Zürich (AP) Neues Gesicht beim 
Nachrichtenmagazin «10 vor 10»: 
Stephanie Zimmermann ist als Nach­
folgerin von Jana Caniga zur neuen 
Moderatorin bestimmt worden. Die 
32jährige Redaktorin beim deut­
schen Programm von Schweizer Ra­
dio International (SRI) stösst im 
Frühling 1995 zum dreiköpfigen Mo-
deratorenteam, wie das Schweizer 
Fernsehen D R S  am Freitag mitteilte. 

Startverbot für lärmige 
Flugzeuge in Kloten 

Kloten (AP) Besonders laute 
Flugzeuge dürfen künftig von 19.00 
U h r  bis 9.00 Uhr  nicht mehr vom 
Flughafen Zürich-Kloten starten. 
D e r  Zürcher Regierungsrat hat einer 
entsprechenden Änderung des Flug-
hafen-Betriebsreglements zuge­
stimmt, wie die Flughafendirektion 
am Freitag mitteilte. Wenn das Bun­
desamt für Zivilluftfahrt die Ände­
rung genehmigt, kann das Verbot 
Ende März 1995 in Kraft treten. 

Brandgefahr im Umgang 
mit Weihnachtsbäumen 

Bern (AP) Christbäume sollten 
erst kurz vor dem Fest gekauft wer­
den. Dies empfehlen die Beratungs­
stelle für Brandverhütung und die 
Schweizerische Beratungsstelle für 
Unfallverhütung. Sie warnten in ei­
ner  Mitteilung vor dem unvorsichti­
gen Umgang mit Kerzen. Empfohlen 
wird, einen Handfeuerlöscher oder 
einen Wassereimer mit Handwischer 
für die Berieselung bereit zu halten. 

Die dritte Kerze im Advent für die «unwägbaren Dinge» 
Gedanken zum morgigen dritten Adventssonntag - Von Annemarie Fleck 

Der  heutige Mensch will in seinem 
Leben vor allem «Sicherheit». E r  ist seit 
langem gewöhnt, dass die Dinge erre­
chenbar, messbar, katalogisierbar und 
von einem Computersystem erfassbar 
sind. Ihm erscheint es wichtig, dass man 
alles in Tabellen, grafischen Darstellun­
gen, Massen und Gewichten angeben 
kann. Vor lauter Sicherheitsstreben 
kapselt er sich ab, denn es könnte ihm ja  
sonst etwas begegnen, das sich in kein 
System, zumindest in keines, das er be­
herrscht, einordnen lässt. Liebe, Glaube, 
Hoffnung, das sind nur  Gefühle, sie sind 
«unwägbar» und darum von vorneher­
ein suspekt. Aber  es sind gerade die 
«unwägbaren» Gefühle in unserem Da­
sein, die das Leben «gewichtig» machen. 
Ohne sie wäre alles leer, sinnlos und aus 
dem gewichtig würde ein «unwichtig». 
Die Welt als solche hat noch nie eine ab­
solute Sicherheit geboten. In weiten Be­
reichen bietet sie uns heute sogar mehr 
an äusserer Sicherheit als früher. Wenn 
wir auch nicht sicher vor Krankheiten 
sind, viele kann man heute heilen. Es 
gibt in gewissen Grenzen eine soziale Si­
cherheit in unserem Teil der Welt, wir 
können uns zumindest materiell versi­
chern gegen bestimmte Geschehnisse, 
die von aussen auf uns zukommen kön-

Die morgige dritte Adventskerze könnte für  einmal f ü r  die nicht «messbaren» Dinge 
angezündet werden. (Bild: Brigitt Risch) 

nen. Wir bauen die Zäune für unsere 
persönliche Sicherheit immer höher, oft 

so hoch, dass wir nicht mehr darüber 
hinwegsehen können. Dabei vergessen 

wir, dass alle äussere Sicherheit uns 
nicht vor unserer eigenen, inneren Unsi­
cherheit bewahren kann. Ohne die un-
wägbarert, unmessbaren und unfassba-
ren Dinge wie Liebe, Glaube und Hoff­
nung, Barmherzigkeit, Güte  und Tole­
ranz würden wir versteinern, würden zu 
einem leblosen System werden, auch 
wenn wir nach aussen hin gut funktio­
nieren würden. Vielleicht sollten wir die 
dritte Kerze im Advent für die «unwäg­
baren» Dinge anzünden, dass wir in 
ihrem Licht wieder den Weg zu ihnen 
finden. Wir müssen sie gar nicht neu er­
schaffen, sie sind längst angekommen 
auf dieser Welt, aber kein Computer 
kann sie einfangen lind umwandeln in 
«T\in». Das kann nur unser Herz, unser 
eigener Geist. Auch er gehört zu den un­
wägbaren aber umso wirklicheren Din­
gen, denn wir können vielleicht mit un­
seren Mitteln den IQ eines Menschen in 
etwa erfassen, aber  nie seinen Geist. 
Nur  ihm kann es gelingen Liebe sichtbar 
zu machen, Glauben in Handeln zu ver­
wandeln und Hoffnung zu schenken, 
dass Güte,Toleranz und Barmherzigkeit 
uns dem näher führen, was gemeint ist, 
wenn es heisst in der  Bibel: «Gott schuf 
den Menschen sich zum Bilde, zum Bil­
de  Gottes schuf e r  ihn.» 

Wollen die Vaduzer künftig weniger Gemeindesteuern bezahlen? 
Überparteiliche Liste Vaduz (ÜLV) ergriff Referendum gegen Steuersatz von 200 % - Initiative für Gemeindesteuersatz von 150 % gestartet 

(G.M.) - Die Vaduzer Stimmberechtig­
ten werden in absehbarer Zeit zur Ent­
scheidung an der U m e  aufgefordert, wie 
hoch der Gemeindesteuerfuss festgelegt 
werden soll. Die Überparteiliche Liste 
Vaduz (ÜLV) ergriff das Referendum ge­
gen den Beschluss des Gemeinderates, 
den Gemeindesteuerzuschlag für das 
Rechnungsjahr 1995 unverändert bei 200 
% auf die Vermögen- und Erwerbsteuer 
zu belassen. Gleichzeitig kündigte die 
ÜLV eine Initiative zur Festlegung des 
Gemeindezuschlags auf 150 % an. 

«Wer den Rappen nicht ehrt, dem wird 
die Steuer verwehrt». Mit diesem Schlag­
wort gegen die Finanzpolitik im Rathaus 
Vaduz wirbt die Überparteiliche Liste 
Vaduz (ÜLV) für ihr Referendum gegen 
den Gemeinderatsbeschluss zur Beibe­
haltung des bisherigen Gemeindesteuer­
zuschlags im Rahmen de r  Verabschie­
dung des Budgets 1995. Gleichzeitig soll 
dieser griffige Spruch auch die Stimmbe­
rechtigten animieren, die ÜLV-Initiative 
zur Herabsetzung des Zuschlags auf die 
Erwerbs- und Vermögenssteuer auf 150 
% zu unterstützen. 

Zum Sparen zwingen 
Die Initiative zur Herabsetzung des 

während einigen Jahben einheitlichen 
Steuerzuschlags iti allen e l f  Gemeinden, 
der  auch die Voraussetzung für die Er­
langung des staatlichen Finanzausgleichs 
darstellt, wird von der ÜLV damit be­
gründet, dass die Gemeinde «zu konkre­
ten Sparmassnahmen sowie zu einer ver-
antwortungsbewussten Finanzpolitik- ge­
zwungen werden» soll. D e r  von de r  ÜLV 
auf etwa 3,2 Mio. Fr. bezifferte Einnah­
menverlust (bei Gesamteinnahmen aus 
der Vermögens- und Erwerbssteuer im 
Rechnungsjahr 1993 von 12,7 Mio. Fr.) 
soll die Gemeinde zudem zwingen, eine 
«verantwortungsbewusste Finanzpla­
nung» zu erarbeiten. Grössere Projekte 
müssten aufgrund dieser Mindereinnah­
men, schlägt die ÜLV vor, mit entspre­
chenden Informationen gerechtfertigt 
und zur Abstimmung vorgelegt werden. 

Steuergelder verschwendet? 
In einem Flugblatt, das einen Unter­

schriftenzettel für Referendum und In­
itiative enthält, listet die ÜLV einige Bei­
spiele auf, wie nach ihrer Auffassung in 
den letzten zehn Jahren rund 5 Mio. Fr. 
für Projekte «verwendet und verschwen­
det» wurden, die nie realisiert werden 
konnten. Aufgeführt wird die Planung 

mit Planungskosten von 2 Mio. Fr. für das 
Kunsthaus , 220 000 Fr. für das Pfäirrei-
heim, 250 000 Fr. für das Wettbewerb­
sprojekt Rathaus, 180 000 Fr. für die Pla­
nung der  Au-Strasse und 200 000 Fr. die 
Erweiterung des Krankenhauses Vaduz. 
Kritisiert wird von der ÜLV auch die Per­
sonalpolitik der  Gemeinde mit zahlrei­
chen Neuanstellungen, die Errichtung 
von verschiedenen Freizeitanlagen, der 
Kauf von Wohnungen sowie der Erwerb 
von Grundstücken zu überhöhten Prei­
sen. 

Entscheidet das doppelte Ja? 
Die Vaduzer Gemeindebehörden sind 

nicht gerade begeistert über Referen­
dum und Initiative, denn am Zustande­
kommen beider Begehren gibt es kaum 
Zweifel. Dem Gemeinderat jedoch bleibt 
die Möglichkeit, einen Gegenvorschlag 
zu erarbeiten, der  ebenfalls zur Abstim­
mung gelangen wird. In diesem Fall wür­
de  wahrscheinlich das doppelte Ja den 
Ausschlag geben, zumal damit zu rech­
nen ist, dass die Stimmberechtigten der 
Verlockung kaum widerstehen können, 
weniger Steuern bezahlen zu müssen. In 
der  Gemeinde Schaan wurde mit der  Re­
duktion des Steuerfusses der Anfang ge­

macht. In zwei Abstimmungen setzten 
die Stimmberechtigten den Gemeinde­
zuschlag au f  die Vermögens- und Er­
werbssteuer auf  170 % herunter, obwohl 
der  Gemeinderat eindringlich darauf 
hingewiesen hatte, dass grosse Investitio­
nen bevorstehen würden, die entspre­
chend hohe Finanzmittel erforderten. 

Konsequenzen für Finanzausgleich 
Ausser in Schaan und Vaduz haben 

sich bisher noch keine Gruppen geregt, 
die ebenfalls eine Reduktion des Steuer­
fusses befürworteten. In den übrigen 
neun Gemeinden würde eine Herabset­
zung dieses S t e u e r s c h l a g s  auch erheb­
lich grössere Konsequenzen nach sich 
ziehen als in den finanzstarken Gemein­
den Schaan und Vaduz: Beide Gemein­
den erhalten, weil sie über erhebliche 
Reserven verfügen, ohnehin keinen 
staatlichen Finanzausgleich mehr, son­
dern nur noch die gesetzlich vorgeschrie­
benen Anteile an  der Kapital- und Er­
tragssteuer sowie der  Grundstückge­
winnsteuer. Wird der Steuerfuss unter '  
die Marke von 200 % gesenkt, so sieht 
das Finanzausgleichsgesetz vor, dass der  
Finanzausgleich ebenfalls reduziert oder 
gestrichen wird. 

Liechtenstein interessiert an Zusammenarbeit der Fachhochschulen 
Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel nahm gestern an der Jahreskonferenz der Erziehungsdirektoren (EDK Ost) in Davos teil 

(G.M.) - Das Fürstentum Liechten­
stein, das über ein eigenes Fachhoch­
schulgesetz verfügt* ist interessiert an ei­
ner Zusammenarbeit mit Fachhochschu­
len in der Schweiz und in Österreich. 
Diese Aussage machte • Regierungschef-
Stellvertreter Thomas Büchel an der Jah­
reskonferenz der Schweizerischen Erzie­
hungsdirektoren am Fteitag in Davos, zu 
der er von Quido Wolfinger, Leiter des 
Schulamtes, begleitet wurde. 

Im Mittelpunkt der  Jahreskonferenz 
der  Erziehungsdirektoren aus den Ost­
schweizer Kantonen und dem Fürsten­
tum Liechtenstein stand der  Themenbe­
reich . «Fachhochschulen». Die Konfe­
renzteilnehmer befassten sich auch mit 
der  Finanzierung de r  Schweizerischen 
Ingenieur- und Technikerschule für die 
Holzwirtschaft (SISH) und nahmen Stel­
lung zur Berufsmaturität sowie zur Zu­
sammenarbeit mit dem Fernsehen im Be­
reich des Schulfernsehens. Vorgelegt 
wurde den Erziehungsdirektören auch 

Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel nahm am Freitag in Begleitung von 
Schulamtsleiter Quido Wolfinger an der Jahreskonferenz der Ostschweizer Erzie­
hungsdirektoren in Davos teil. 

das Projekt einer Sportmittelschule in 
Davos. Von besonderer Bedeutung für 
Liechtenstein sind die Beratungen der  
Erziehungsdirektoren über die Fach­
hochschulen gewesen, erklärte Regie­
rungschef-Stellvertreter Thomas Büchel 
am Freitag nachmittag auf Anfrage, weil 
das Land Liechtenstein Mitträger des 
Neu-Technikums Buchs (NTB) sowie 
Hauptträger der  Liechtensteinischen In­
genieurschule (LIS) ist. Wie Regierungs­
chef-Stellvertreter Büchel weiter aus­
führte, sieht die Regierung auch für die 
Zukunft eine Existenzberechtigung für 
beide Bildungsinstitutionen, weil sich 
LIS und NTB in der fachlichen Ausrich­
tung und der  Studienart wesentlich un­
terscheiden. Im Hinblick auf die knapper 
werdenden Ressourcen, betonte Regie­
rungschef-Stellvertreter Thomas Büchel, 
sei nicht nur  eine Kooperation dieser 
zwei Ausbildungsstätten notwendig, son­
dern auch mit den  technischen Lehran­
stalten in Chur, St. Gallen und Doirnbirn. 
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